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3. Instanz

Datum 12.02.2020

Auf die Revision des KlÃ¤gers wird das Urteil des Sozialgerichts DÃ¼sseldorf vom 5.
Dezember 2018 aufgehoben. Es wird festgestellt, dass der Bescheid der Beklagten
vom 18. Oktober 2016 in der Fassung des Widerspruchsbescheids vom 22. MÃ¤rz
2017 rechtswidrig war. Die Beklagte trÃ¤gt die Kosten des Verfahrens in beiden
RechtszÃ¼gen.

GrÃ¼nde:

I

1

Die Beteiligten streiten im Rahmen einer Fortsetzungsfeststellungsklage darÃ¼ber,
ob die beklagte KassenzahnÃ¤rztliche Vereinigung (KZÃ�V) den Antrag des
KlÃ¤gers, ihm die BeschÃ¤ftigung eines zweiten Vorbereitungsassistenten zu
genehmigen, zu Recht abgelehnt hat.

2

Der KlÃ¤ger ist Inhaber und zugleich zahnÃ¤rztlicher Leiter eines medizinischen
Versorgungszentrums (MVZ). Er ist in dem MVZ als Vertragszahnarzt tÃ¤tig und
beschÃ¤ftigt sechs angestellte ZahnÃ¤rztinnen und ZahnÃ¤rzte.

3

Im Oktober 2016 beantragte der KlÃ¤ger bei der Beklagten die Genehmigung zur
ganztÃ¤gigen BeschÃ¤ftigung der ZahnÃ¤rztin P. als Vorbereitungsassistentin.
Diesen Antrag lehnte die Beklagte mit der BegrÃ¼ndung ab, dass in dem MVZ
bereits der Zahnarzt M. vom 1.11.2015 bis zum 31.10.2017 als
Vorbereitungsassistent in Vollzeit beschÃ¤ftigt sei. Ein MVZ kÃ¶nne seiner
Ausbildungsverpflichtung ebenso wie ein in Einzelpraxis tÃ¤tiger Vertragszahnarzt
nur gegenÃ¼ber einem einzigen Vorbereitungsassistenten in Vollzeit gerecht
werden. Ebenso wie ein Vertragszahnarzt dÃ¼rfe auch ein MVZ die Ausbildung
eines weiteren in Vollzeit tÃ¤tigen Assistenten nicht auf einen seiner angestellten
ZahnÃ¤rzte Ã¼bertragen. Zugelassen sei allein das MVZ und nicht der darin
beschÃ¤ftigte Zahnarzt.

4

Dagegen hat sich der KlÃ¤ger mit seiner Klage gewandt. Im Verlauf des
Klageverfahrens endete die Vorbereitungszeit des Zahnarztes M.; die Beklagte
erteilte dem KlÃ¤ger daraufhin die beantragte Genehmigung zur BeschÃ¤ftigung
der ZahnÃ¤rztin P. als Vorbereitungsassistentin.
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5

Das SG hat die in der Folge auf Feststellung der Rechtswidrigkeit der angefochtenen
Bescheide gerichtete Klage abgewiesen (Urteil vom 5.12.2018). Die Klage sei als
Fortsetzungsfeststellungsklage zulÃ¤ssig, aber nicht begrÃ¼ndet. Die Beklagte
habe die Genehmigung fÃ¼r die zeitgleiche BeschÃ¤ftigung eines zweiten
Vorbereitungsassistenten in dem vom KlÃ¤ger betriebenen MVZ zu Recht
abgelehnt. Die zahnÃ¤rztliche Vorbereitungsassistenz diene Ausbildungszwecken.
Zwar seien von der zweijÃ¤hrigen Vorbereitungszeit nur sechs Monate bei einem
Vertragszahnarzt abzuleisten und auch hiervon kÃ¶nnten drei Monate durch eine
TÃ¤tigkeit bei einer UniversitÃ¤tszahnklinik ersetzt werden, wÃ¤hrend fÃ¼r die
Ã¼brige Zeit die Vorbereitung durch TÃ¤tigkeiten in unselbststÃ¤ndiger TÃ¤tigkeit
in UniversitÃ¤tszahnkliniken, Zahnstationen eines Krankenhauses oder des
Ã¶ffentlichen Gesundheitsdienstes oder der Bundeswehr oder in Zahnkliniken
abgeleistet werden kÃ¶nne. Damit werde der grÃ¶Ã�ere Teil der geforderten
Vorbereitung auch nicht von einem spezifisch vertragszahnÃ¤rztlichen Aspekt,
sondern vom Ã¼bergreifenden Aspekt einer zusÃ¤tzlichen praktischen Ausbildung
getragen. Speziell mit der Vorbereitungszeit, die bei einem Vertragszahnarzt zu
absolvieren sei, solle jedoch sichergestellt werden, dass der Zahnarzt die
Bedingungen und Erfordernisse der Erbringung vertragszahnÃ¤rztlicher Leistungen
in eigener TÃ¤tigkeit in der Praxis eines niedergelassenen Vertragszahnarztes
kennenlerne, ehe er sich selbst als Vertragszahnarzt in eigener Praxis niederlasse.
Das BSG habe die Vorbereitungszeit als zulÃ¤ssige BerufsausÃ¼bungsregelung
angesehen. Diese Aspekte wÃ¼rden sich auch in den Richtlinien der Beklagten
fÃ¼r die BeschÃ¤ftigung von zahnÃ¤rztlichen Assistenten widerspiegeln. Nach
deren Ziff 2.3 sei der Praxisinhaber verpflichtet, den Vorbereitungsassistenten in
praktischer zahnÃ¤rztlicher TÃ¤tigkeit auch auf die TÃ¤tigkeit als frei
praktizierender Vertragszahnarzt und damit auf die damit verbundenen
zahnÃ¤rztlichen Pflichten und Rechte vorzubereiten. Hierzu gehÃ¶rten auch die
Abrechnungs- und Vertragskenntnisse, die ein frei praktizierender Vertragszahnarzt
fÃ¼r seine TÃ¤tigkeit benÃ¶tige. Diesen Anforderungen genÃ¼ge nur eine
Ausbildereignung als Praxisinhaber bzw bei einem MVZ als Vertragszahnarzt.
Bezogen auf ein zahnÃ¤rztliches MVZ bedeute dies, dass allein die in dem MVZ als
VertragszahnÃ¤rzte tÃ¤tigen ZahnÃ¤rzte dem Grunde nach in Betracht kÃ¤men,
jeweils einen Vorbereitungsassistenten auszubilden. Ob der zahnÃ¤rztliche Leiter
eines MVZ, wenn er selbst nur angestellt sei, einen Anspruch auf Genehmigung zur
BeschÃ¤ftigung eines Vorbereitungsassistenten habe, kÃ¶nne offenbleiben, da der
zahnÃ¤rztliche Leiter hier zugelassener Vertragszahnarzt sei.

6

Dagegen wendet sich der KlÃ¤ger mit seiner (Sprung-)Revision. Dem Wortlaut und
auch Sinn und Zweck des Â§ 32 Abs 2 der Zulassungsverordnung fÃ¼r
VertragszahnÃ¤rzte (ZahnÃ¤rzte-ZV) kÃ¶nne eine EinschrÃ¤nkung der Zahl der
Vorbereitungsassistenten nicht entnommen werden. Der Sinn der Vorbereitungszeit
bestehe in erster Linie in der FÃ¶rderung der praktischen zahnÃ¤rztlichen
TÃ¤tigkeit und nicht in der Vermittlung von Kenntnissen im
vertragszahnarztrechtlichen Abrechnungswesen.
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7

Der KlÃ¤ger beantragt,

das Urteil des SG DÃ¼sseldorf vom 5.12.2018 aufzuheben und festzustellen, dass
der Bescheid der Beklagten vom 18.10.2016 in Gestalt des Widerspruchsbescheids
vom 22.3.2017 rechtswidrig war.

8

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurÃ¼ckzuweisen.

9

Zur Klarstellung sei darauf hinzuweisen, dass die Genehmigung zur BeschÃ¤ftigung
eines Vorbereitungsassistenten auch einem MVZ zu erteilen sei, in dem
ausschlieÃ�lich Angestellte tÃ¤tig seien. Im Ã�brigen habe das SG zutreffend
entschieden, dass in einem MVZ nicht mehr als ein Vorbereitungsassistent in
Vollzeit im selben Zeitraum beschÃ¤ftigt werden dÃ¼rfe. Dabei sei unerheblich, wie
viele VertragszahnÃ¤rzte in dem MVZ tÃ¤tig seien. Die Vorbereitungszeit bezwecke
entgegen der Auffassung des KlÃ¤gers auch nicht die Vorbereitung auf eine
TÃ¤tigkeit als angestellter Zahnarzt in einem MVZ. Wie das BSG bereits in einem
Urteil vom 8.5.1996 (6 RKa 29/95) entschieden habe, bestehe der Zweck der
Vorbereitungszeit darin, dass der Zahnarzt die Bedingungen und Erfordernisse der
Erbringung vertragszahnÃ¤rztlicher Leistungen als niedergelassener
Vertragszahnarzt kennenlerne, ehe er selbst als Vertragszahnarzt in eigener Praxis
zugelassen werden kÃ¶nne. Dagegen genÃ¼ge auch eine TÃ¤tigkeit bei einem
allein privatzahnÃ¤rztlich niedergelassenen Zahnarzt den Ausbildungszwecken
nicht. Ansprechpartner der Institutionen des Vertrags(zahn)arztrechts sei im MVZ
der Ã¤rztliche Leiter. Durch diesen kÃ¶nne dem Vorbereitungsassistenten auch im
MVZ vermittelt werden, welche Besonderheiten und Notwendigkeiten im System der
vertragszahnÃ¤rztlichen Versorgung bei der Behandlung gesetzlich
krankenversicherter Patienten gelten. Dagegen kÃ¶nne dem MVZ nicht fÃ¼r jeden
dort beschÃ¤ftigten Zahnarzt ein Vorbereitungsassistent genehmigt werden.

II

10

Die zulÃ¤ssige Sprungrevision des KlÃ¤gers ist begrÃ¼ndet. Die angefochtenen
Bescheide waren rechtswidrig.

11

A. Die Fortsetzungsfeststellungsklage ist zulÃ¤ssig und insbesondere statthaft.
Wenn sich ein Verwaltungsakt vor dem Urteil durch ZurÃ¼cknahme oder anders
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erledigt, so stellt das Gericht nach Â§ 131 Abs 1 Satz 3 SGG fest, dass der
Verwaltungsakt rechtswidrig ist, wenn der KlÃ¤ger daran ein berechtigtes Interesse
hat. Nachdem die zweijÃ¤hrige Vorbereitungszeit des Zahnarztes M. beendet war,
hat die Beklagte dem KlÃ¤ger die begehrte Genehmigung fÃ¼r die BeschÃ¤ftigung
der ZahnÃ¤rztin P. als Vorbereitungsassistentin erteilt. Damit hat sich die
Ablehnung der Genehmigung, die der KlÃ¤ger zunÃ¤chst angefochten hatte, iS des 
Â§ 39 Abs 2 SGB X erledigt. Die Genehmigung zur BeschÃ¤ftigung eines zweiten
Vorbereitungsassistenten vor dem Ende der Vorbereitungszeit des Zahnarztes M.
kann auch nicht mehr erteilt werden, weil eine rÃ¼ckwirkende Genehmigung
ausgeschlossen ist (vgl BSG Urteil vom 28.3.2007 â�� B 6 KA 30/06 R â�� SozR
4-2500 Â§ 98 Nr 4 RdNr 12 = juris RdNr 11 ff; ebenso zu anderen
Statusentscheidungen im Vertragsarztrecht: BSG Urteil vom 24.10.2018 â�� B 6 KA
45/17 R â�� SozR 4-2500 Â§ 135 Nr 28 RdNr 42 mwN). Das erforderliche besondere
Feststellungsinteresse des KlÃ¤gers folgt aus der Wiederholungsgefahr: Der KlÃ¤ger
beabsichtigt weiterhin, mehrere Vorbereitungsassistenten parallel in Vollzeit zu
beschÃ¤ftigen, und die Beklagte hat zum Ausdruck gebracht, dass sie dies auch
kÃ¼nftig ablehnen wird.

12

B. Die Klage ist auch begrÃ¼ndet. Entgegen der Auffassung des SG lagen die
Voraussetzungen fÃ¼r die Genehmigung der BeschÃ¤ftigung der ZahnÃ¤rztin P. als
Vorbereitungsassistentin bereits in der Zeit der BeschÃ¤ftigung des Zahnarztes M.
als Vorbereitungsassistent vor.

13

1. Rechtsgrundlage fÃ¼r die Genehmigung der BeschÃ¤ftigung der ZahnÃ¤rztin P.
als Vorbereitungsassistentin ist Â§ 32 Abs 2 Satz 1 ZahnÃ¤rzte-ZV (in der
unverÃ¤ndert seit dem 1.1.1993 geltenden Fassung des
Gesundheitsstrukturgesetzes (GSG) vom 21.12.1992, BGBl I 2266). Danach bedarf
die BeschÃ¤ftigung eines Assistenten nach Â§ 3 Abs 3 ZahnÃ¤rzte-ZV â�� also zur
Ableistung der mindestens zweijÃ¤hrigen praktischen Vorbereitungszeit, die einer
Eintragung in das Zahnarztregister und damit einer Zulassung vorangehen muss
â�� der Genehmigung durch die KZÃ�V. Gesetzliche ErmÃ¤chtigungsgrundlage
dafÃ¼r sind Â§ 95 Abs 2 Satz 4, Â§ 98 Abs 1, Abs 2 Nr 13 SGB V. Hiernach regelt die
ZahnÃ¤rzte-ZV ua das NÃ¤here zur Ableistung einer zweijÃ¤hrigen
Vorbereitungszeit fÃ¼r VertragszahnÃ¤rzte als Voraussetzung fÃ¼r die Eintragung
in das Zahnarztregister; die Zulassungsverordnungen mÃ¼ssen ferner Vorschriften
Ã¼ber die Voraussetzungen enthalten, unter denen VertragsÃ¤rzte nach den
GrundsÃ¤tzen der AusÃ¼bung eines freien Berufes angestellte Ã�rzte, Assistenten
und Vertreter in der vertragsÃ¤rztlichen Versorgung beschÃ¤ftigen dÃ¼rfen. Die
auf Ã�rzte bezogene Regelung gilt nach Â§ 72 Abs 1 Satz 2 SGB V fÃ¼r ZahnÃ¤rzte
und auch fÃ¼r MVZ entsprechend.

14

Die Vorbereitung muss nach Â§ 3 Abs 3 Satz 1 ZahnÃ¤rzte-ZV eine mindestens
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sechsmonatige TÃ¤tigkeit als Assistent oder Vertreter eines oder mehrerer
"KassenzahnÃ¤rzte" umfassen; eine TÃ¤tigkeit als Vertreter darf nur anerkannt
werden, wenn der Zahnarzt eine vorausgegangene mindestens einjÃ¤hrige
TÃ¤tigkeit in unselbststÃ¤ndiger Stellung als Assistent eines Kassenzahnarztes oder
in Einrichtungen nach Satz 2 nachweisen kann. Nach Satz 2 kann die Vorbereitung
fÃ¼r die Ã¼brige Zeit durch TÃ¤tigkeiten in unselbststÃ¤ndiger Stellung in
UniversitÃ¤tszahnkliniken, Zahnstationen eines Krankenhauses oder des
Ã¶ffentlichen Gesundheitsdienstes oder der Bundeswehr oder in Zahnkliniken
abgeleistet werden. Bis zu drei Monate der Vorbereitung nach Satz 1 kÃ¶nnen durch
eine TÃ¤tigkeit von gleicher Dauer in einer UniversitÃ¤tszahnklinik oder einer
Zahnstation der Bundeswehr ersetzt werden (Satz 3). TÃ¤tigkeiten nach den
SÃ¤tzen 1 bis 3 kÃ¶nnen nicht angerechnet werden, wenn sie in kÃ¼rzeren
Zeitabschnitten als drei Wochen oder bei gleichzeitiger AusÃ¼bung einer eigenen
Praxis abgeleistet werden (Satz 4). Nach Â§ 32 Abs 3 ZahnÃ¤rzte-ZV darf die
BeschÃ¤ftigung eines Assistenten nicht der VergrÃ¶Ã�erung der "Kassenpraxis"
oder der Aufrechterhaltung eines Ã¼bergroÃ�en Praxisumfangs dienen.

15

Dass die Voraussetzungen fÃ¼r die BeschÃ¤ftigung als Vorbereitungsassistentin in
der Person der approbierten ZahnÃ¤rztin P. erfÃ¼llt waren, unterliegt keinem
Zweifel und wird auch von der Beklagten nicht in Frage gestellt. Dem entsprechend
hat sie dem KlÃ¤ger die Genehmigung zur BeschÃ¤ftigung der Frau P. fÃ¼r die Zeit
nach dem Ausscheiden des Vorbereitungsassistenten M. zum 31.10.2017 erteilt. Die
Beteiligten streiten allein um die Frage, ob die BeschÃ¤ftigung eines
Vorbereitungsassistenten die Erteilung einer Genehmigung fÃ¼r die
BeschÃ¤ftigung eines weiteren Vorbereitungsassistenten ausschlieÃ�t. Das ist
entgegen der Auffassung der Beklagten und des SG nicht der Fall. Zwar darf ein in
Einzelpraxis tÃ¤tiger Vertragszahnarzt nicht mehr als einen
Vorbereitungsassistenten beschÃ¤ftigen (nachfolgend 2.). Bei der gebotenen
entsprechenden Anwendung auf MVZ bedeutet das jedoch nicht, dass auch in
einem MVZ â�� unabhÃ¤ngig von seiner GrÃ¶Ã�e â�� nur ein
Vorbereitungsassistent beschÃ¤ftigt werden dÃ¼rfte; die HÃ¶chstzahl der
Vorbereitungsassistenten richtet sich vielmehr nach der Zahl der
VersorgungsauftrÃ¤ge, die das MVZ erfÃ¼llt (nachfolgend 3.).

16

2. Durch die vom Vorstand der Beklagten beschlossene Richtlinie fÃ¼r die
BeschÃ¤ftigung von zahnÃ¤rztlichen Assistenten im Bereich der KZÃ�V Nordrhein
wird eine BeschrÃ¤nkung auf hÃ¶chstens einen Vorbereitungsassistenten pro
Vertragszahnarzt nicht wirksam geregelt und auch der Wortlaut der insoweit
einschlÃ¤gigen Bestimmungen (Â§ 32 Abs 2 Satz 1 iVm Â§ 3 Abs 3 ZahnÃ¤rzte-ZV)
ist nicht eindeutig. Die BeschrÃ¤nkung auf hÃ¶chstens einen
Vorbereitungsassistenten durch einen in Einzelpraxis tÃ¤tigen Vertragszahnarzt
ergibt sich aber aus dem erkennbaren Sinn dieser Regelungen, dem
Regelungszusammenhang und der Entstehungsgeschichte.
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17

a) Der Vorstand der Beklagten hat am 9.5.1989 Richtlinien beschlossen, die unter
2.7 folgendes bestimmen: "Zur Sicherung des Ausbildungszweckes kann keine
Genehmigung fÃ¼r mehr als einen Vorbereitungsassistenten erteilt werden." Dabei
handelt es sich indes nicht um eine wirksame Regelung, weil es keine gesetzliche
ErmÃ¤chtigungsgrundlage gibt, auf die sich die Beklagte mit dieser Regelung
stÃ¼tzen kÃ¶nnte (so bereits SG Marburg Urteil vom 31.1.2018 â�� S 12 KA 572/17
â�� MedR 2018, 1002 = juris RdNr 29 f zu einer teilweise vergleichbaren im Bezirk
der KZÃ�V Hessen ergangenen Richtlinie; SG MÃ¼nchen Beschluss vom 6.3.2019
â�� S 38 KA 5009/19 ER â�� juris RdNr 36 zu den im Bezirk der KZÃ�V Bayerns
ergangenen "Angestellten-Richtlinien"; ebenso Frigger, MedR 2020, 74, 75). Im
Ã�brigen bedÃ¼rften Regelungen, die gegenÃ¼ber den Vertrags(zahn)Ã¤rzten als
Mitglieder der K(Z)Ã�V verbindlich wirken, gemÃ¤Ã� Â§ 79 Abs 3 Satz 1 Nr 1 SGB V
einer Beschlussfassung durch die Vertreterversammlung (vgl BSG Urteil vom
21.10.1998 â�� B 6 KA 71/97 R â�� BSGE 83, 52, 60 = SozR 3-2500 Â§ 85 Nr 28 S
210; zu den mit Â§ 79 Abs 3 Satz 1 Nr 1 vergleichbaren Regelungen des Â§ 33 Abs 1
Satz 1 SGB IV und des Â§ 197 Abs 1 Nr 1 SGB V vgl BSG Urteil vom 9.6.1988 â�� 
4/11a RLw 3/87 â�� BSGE 63, 220, 223 = SozR 5850 Â§ 9 Nr 2 S 6; BSG Urteil vom
19.12.2012 â�� B 12 KR 20/11 R â�� BSGE 113, 1 = SozR 4-2500 Â§ 240 Nr 17,
RdNr 38, 41 mwN). Auch dafÃ¼r ist nichts ersichtlich. Nach dem Inhalt der
VerÃ¶ffentlichung im Rheinischen ZahnÃ¤rzteblatt (7/1989, 35) hat "der Vorstand
der KZV-Nordrhein" die Richtlinie "zur Auslegung der ZahnÃ¤rzte-ZV bei der
Assistentengenehmigung" beschlossen. Eine fÃ¼r die Mitglieder verbindliche
Regelung war damit also offenbar nicht beabsichtigt.

18

b) Nach Â§ 32 Abs 2 Satz 1 ZahnÃ¤rzte-ZV bedarf "die BeschÃ¤ftigung eines
Assistenten nach Â§ 3 Abs 3" der Genehmigung der KZÃ�V. Bei dem Wort "eines"
kann es sich sowohl um ein Zahlwort (wie zwei oder drei), als auch um einen
unbestimmten Artikel handeln, dem gerade keine Begrenzung auf eine bestimmte
Zahl zu entnehmen wÃ¤re.

19

Bereits der Umstand, dass die BeschÃ¤ftigung "eines Assistenten" nach Â§ 32 Abs 3
ZahnÃ¤rzte-ZV nicht der VergrÃ¶Ã�erung der "Kassenpraxis" oder der
Aufrechterhaltung eines Ã¼bergroÃ�en Praxisumfangs dienen darf, spricht indes
dafÃ¼r, dass ein in Einzelpraxis tÃ¤tiger Vertragszahnarzt nicht mehrere
Vorbereitungsassistenten in Vollzeit beschÃ¤ftigen darf. Dabei ist auch zu
berÃ¼cksichtigen, dass der anstellende Vertragszahnarzt nach Â§ 15 Abs 1 Satz 1
SGB V, Â§ 32 Abs 1 Satz 1 ZahnÃ¤rzte-ZV grundsÃ¤tzlich verpflichtet ist, seine
TÃ¤tigkeit persÃ¶nlich auszuÃ¼ben. Ferner kann das Ziel, dem in Vollzeit
beschÃ¤ftigten Vorbereitungsassistenten praktische Erfahrung mit der
vertragszahnÃ¤rztlichen TÃ¤tigkeit zu vermitteln, nur erreicht werden, wenn er
entsprechend dem Umfang seiner Anstellung eingesetzt wird, und auch der
anstellende Zahnarzt wird daran typischerweise ein Interesse haben.
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20

SchlieÃ�lich ist zu berÃ¼cksichtigen, dass die Regelungen zur Punktwertdegression
in Â§ 85 Abs 4b bis 4f SGB V aF vor deren Aufhebung durch das Terminservice- und
Versorgungsgesetz (TSVG) vom 6.5.2019 (BGBl I 646) der BeschÃ¤ftigung eines
Assistenten durch eine ErhÃ¶hung der Punktmengengrenze um 25 % Rechnung
getragen hatten. Vor diesem Hintergrund und unter BerÃ¼cksichtigung des
weiterhin geltenden Â§ 32 Abs 3 ZahnÃ¤rzte-ZV, der eine VergrÃ¶Ã�erung der
vertragszahnÃ¤rztlichen Praxis oder die Aufrechterhaltung eines Ã¼bergroÃ�en
Praxisumfangs durch die BeschÃ¤ftigung eines Assistenten ausschlieÃ�t, muss
davon ausgegangen werden, dass in einer Einzelpraxis neben dem
Vertragszahnarzt nicht mehrere Vorbereitungsassistenten in Vollzeit zum Einsatz
kommen kÃ¶nnen (so im Ergebnis auch Hessisches LSG Beschluss vom 14.4.1999
â�� L 7 KA 1234/98 ER â�� juris; LSG Nordrhein-Westfalen Urteil vom 10.5.2006 â��
L 11 KA 68/05 â�� juris; LSG Nordrhein-Westfalen Urteil vom 10.5.2006 â�� L 11 KA
69/05 â�� juris; Ladurner, Ã�rzte-ZV/ZahnÃ¤rzte-ZV, 2017, Â§ 3 ZahnÃ¤rzte-ZV
RdNr 6; Harwart/Thome in Schallen, Zulassungsverordnung, 9. Aufl 2018, Â§ 32
Ã�rzte-ZV RdNr 82; aA BÃ¤une in BÃ¤une/Meschke/RothfuÃ�, Ã�rzte-ZV/ZahnÃ¤rzte-
ZV, 2008, Â§ 32 RdNr 71; zu der ganz uneinheitlichen Praxis in den verschiedenen
KZÃ�V-Bezirken vgl Bedei in Liebold/Zalewski, Kassenarztrecht, Â§ 32 Ã�rzte-
ZV/ZahnÃ¤rzte-ZV, ErgLfg IV/2019, RdNr E 32-31).

21

c) Auch die Entstehungsgeschichte und der Regelungszusammenhang sprechen
dafÃ¼r, dass der in Einzelpraxis und ohne Angestellte nach Â§ 32b ZahnÃ¤rzte-ZV
tÃ¤tige Vertragszahnarzt zeitgleich nur einen Vorbereitungsassistenten in Vollzeit
beschÃ¤ftigen darf: Bereits in einer Entscheidung vom 21.11.1958 (6 RKa 21/57 â��
BSGE 8, 256, 260 = juris RdNr 14 f) hat der Senat dargelegt, dass eine beliebige
Verwendung von HilfskrÃ¤ften mit der AusÃ¼bung des freien Berufs als Arzt nicht
zu vereinbaren ist. Die Zahl der beschÃ¤ftigten HilfskrÃ¤fte mÃ¼sse sich im
angemessenen Rahmen halten, wobei zweifelhaft sei, ob die Grenze fÃ¼r alle
Gruppen von freien Berufen einheitlich gezogen werden kÃ¶nne. Einem Arzt werde
man die BeschÃ¤ftigung eines Assistenten oder Vertreters jedenfalls insoweit nicht
verwehren kÃ¶nnen, als sie zur FortfÃ¼hrung einer Praxis wÃ¤hrend eines
vorÃ¼bergehenden â�� teilweisen oder vÃ¶lligen â�� Ausfalls des Praxisinhabers
notwendig sei, zumal in diesen FÃ¤llen die TÃ¤tigkeit der Hilfsperson nicht dazu
diene, den wirtschaftlichen Ertrag der Praxis zu "vervielfÃ¤ltigen".

22

Mit der EinfÃ¼hrung des Â§ 32b Abs 1 Satz 1 (Zahn-)Ã�rzte-ZV durch das GSG vom
21.12.1992 ist Vertrags(zahn)Ã¤rzten die MÃ¶glichkeit zur regulÃ¤ren und
dauerhaften Anstellung von (Zahn-)Ã�rzten unabhÃ¤ngig von FÃ¤llen der
Vertretung oder der Sicherstellung der vertrags(zahn)Ã¤rztlichen Versorgung
erÃ¶ffnet worden, allerdings mit der MaÃ�gabe, dass ein Vertrags(zahn)arzt "einen
ganztags beschÃ¤ftigten (Zahn-)Arzt oder hÃ¶chstens zwei halbtags beschÃ¤ftigte
Zahn-Ã�rzte" anstellen kann. Die fÃ¼r die BeschÃ¤ftigung von
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Vorbereitungsassistenten geltenden Regelungen in Â§ 3 Abs 3, Â§ 32 Abs 2 Satz 1
ZahnÃ¤rzte-ZV blieben dagegen unverÃ¤ndert. Da Vorbereitungsassistenten anders
als die nach Â§ 32b ZahnÃ¤rzte-ZV angestellten ZahnÃ¤rzte noch nicht Ã¼ber die
fÃ¼r die selbststÃ¤ndige Behandlung gesetzlich Versicherter erforderliche
praktische Erfahrung verfÃ¼gen, die ihnen erst durch die Vorbereitungszeit
vermittelt werden soll, verstand es sich von selbst, dass der Zahnarzt erst recht
nicht mehrere Vorbereitungsassistenten beschÃ¤ftigen durfte. Dass in Â§ 32 Abs 2
Satz 1 ZahnÃ¤rzte-ZV eine Â§ 32b Abs 1 Satz 1 ZahnÃ¤rzte-ZV entsprechende klare
Regelung zur Begrenzung auch bezogen auf halbtags beschÃ¤ftigte ZahnÃ¤rzte
fehlte, konnte am ehesten auf den Umstand zurÃ¼ckgefÃ¼hrt werden, dass
HalbtagsbeschÃ¤ftigungen bei EinfÃ¼hrung des Â§ 32 Abs 2 Satz 1 ZahnÃ¤rzte-ZV
generell noch nicht Gegenstand der ZahnÃ¤rzte-ZV waren.

23

Mit dem VertragsarztrechtsÃ¤nderungsgesetz (VÃ�ndG) vom 22.12.2006 (BGBl I
3439) sind die MÃ¶glichkeiten zur dauerhaften Anstellung von ZahnÃ¤rzten nach Â§
32b ZahnÃ¤rzte-ZV erweitert worden; die gesetzliche BeschrÃ¤nkung auf einen
ganztags oder zwei halbtags beschÃ¤ftigte ZahnÃ¤rzte wurde gestrichen. Die
nÃ¤here Regelung "Ã¼ber den zahlenmÃ¤Ã�igen Umfang der BeschÃ¤ftigung
angestellter ZahnÃ¤rzte" wurde den Bundesmantelvertragspartnern Ã¼bertragen
(Â§ 32b Abs 1 Satz 2 ZahnÃ¤rzte-ZV), die davon im zahnÃ¤rztlichen Bereich
zunÃ¤chst in der Weise Gebrauch gemacht haben, dass sie die Zahl der in Vollzeit
beschÃ¤ftigten Angestellten auf hÃ¶chstens zwei begrenzt haben (Â§ 4 Abs 1 Satz 7
Bundesmantelvertrag-ZahnÃ¤rzte â�� BMV-Z -, Â§ 8 Abs 3 Satz 5
Ersatzkassenvertrag-ZahnÃ¤rzte â�� EKVZ â�� in der bis zum 30.6.2018 geltenden
Fassung; nach Â§ 9 Abs 3 Satz 5 BMV-Z in der seit dem 1.7.2018 geltenden
Neufassung: hÃ¶chstens drei). Die fÃ¼r Vorbereitungsassistenten geltenden
Regelungen in Â§ 32 Abs 2 Satz 1, Abs 3, Â§ 3 Abs 3 ZahnÃ¤rzte-ZV sind dagegen
weiterhin unverÃ¤ndert geblieben, sodass die BeschrÃ¤nkung auf hÃ¶chstens einen
Vorbereitungsassistenten weiterhin gilt. Eine ErmÃ¤chtigungsgrundlage zur
Regelung der HÃ¶chstzahl der Vorbereitungsassistenten durch die
Bundesmantelvertragspartner existiert bis heute nicht.

24

Aus diesem Grund kann im Bundesmantelvertrag keine Obergrenze fÃ¼r die
BeschÃ¤ftigung von Vorbereitungsassistenten geregelt werden und die dort
getroffenen Regelungen kÃ¶nnen auch nicht gemeinsam auf Assistenten und die
nach Â§ 32b ZahnÃ¤rzte-ZV angestellten ZahnÃ¤rzte bezogen werden (anders
jedoch SG MÃ¼nchen Urteil vom 20.1.2016 â�� S 20 KA 5004/14 â�� juris RdNr 25).
Dem entspricht fÃ¼r den Ã¤rztlichen Bereich die Formulierung in Â§ 14a Abs 1 Satz
1 und 2 Bundesmantelvertrag-Ã�rzte, wÃ¤hrend der Wortlaut der fÃ¼r den
zahnÃ¤rztlichen Bereich geltenden Bestimmung des Â§ 4 Abs 1 BMV-Z (in der bis
zum 30.6.2018 geltenden Fassung) bzw des Â§ 9 Abs 1 bis 3 BMV-Z (in der seit dem
1.7.2018 geltenden Fassung) nicht eindeutig zwischen den fÃ¼r Angestellte iS von
Â§ 32b ZahnÃ¤rzte-ZV und den fÃ¼r Assistenten iS von Â§ 32 Abs 2 iVm Â§ 3 Abs 3
ZahnÃ¤rzte-ZV geltenden Regelungen unterscheidet (vgl Gerdts, MedR 2018, 1005
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f). Die den Bundesmantelvertragspartnern in Â§ 32b Abs 1 Satz 2 ZahnÃ¤rzte-ZV
erteilte ErmÃ¤chtigung zur Regelung des zahlenmÃ¤Ã�igen Umfangs der
BeschÃ¤ftigung kann nach Wortlaut und systematischem Zusammenhang nur auf
die Angestellten iS von Â§ 32b Abs 1 Satz 1 (Zahn-)Ã�rzte-ZV und nicht auf
Assistenten iS von Â§ 32 (Zahn-)Ã�rzte-ZV bezogen werden (ebenso: Niggehoff,
jurisPR-MedizinR 3/2016 Anm 1), und ohne eine gesetzliche ErmÃ¤chtigung sind die
Bundesmantelvertragspartner auch nicht berechtigt, eine solche
BerufsausÃ¼bungsregelung iS von Art 12 Abs 1 GG (vgl dazu Wenner,
Vertragsarztrecht nach der Gesundheitsreform, 2008, Â§ 20 RdNr 67) zu treffen.
FÃ¼r die BeschrÃ¤nkung des Anwendungsbereichs der in Â§ 32b Abs 1 Satz 2
ZahnÃ¤rzte-ZV geregelten ErmÃ¤chtigung auf Angestellte iS von Â§ 32b
ZahnÃ¤rzte-ZV spricht im Ã�brigen, dass die auf dieser Grundlage im
Bundesmantelvertrag geregelten BeschrÃ¤nkungen nach Auffassung des Senats
und soweit ersichtlich auch der allgemeinen Verwaltungspraxis im
vertragsÃ¤rztlichen Bereich (in der Literatur dagegen streitig, wie hier: Pawlita in
jurisPK-SGB V, 3. Aufl 2016, Â§ 95 RdNr 576; Kremer/Wittmann, VertragsÃ¤rztliche
Zulassungsverfahren, 3. Aufl 2018, RdNr 1548; aA jedoch Zimmermann, MedR
2018, 662, 664 ff; kritisch auch Clemens in Schallen, Zulassungsverordnung, 9. Aufl
2018, Â§ 32b Ã�rzte-ZV RdNr 5 Fn 1, RdNr 41) allein fÃ¼r niedergelassene
Vertrags(zahn)Ã¤rzte und nicht fÃ¼r MVZ gelten. Unter BerÃ¼cksichtigung der
oben dargestellten historischen Entwicklung sowie von Sinn und Zweck der in der
ZahnÃ¤rzte-ZV enthaltenen Regelungen zur BeschÃ¤ftigung von
Vorbereitungsassistenten kann jedoch ausgeschlossen werden, dass den MVZ mit
der Neufassung des Â§ 32b (Zahn-)Ã�rzte-ZV durch das VÃ�ndG die MÃ¶glichkeit
eingerÃ¤umt werden sollte, eine unbegrenzte Zahl von Vorbereitungsassistenten zu
beschÃ¤ftigen (vgl auch nachfolgend RdNr 37). Das macht auch der KlÃ¤ger nicht
geltend.

25

3. Entgegen der Auffassung der Beklagten gilt die BeschrÃ¤nkung auf die
BeschÃ¤ftigung von hÃ¶chstens einem Vorbereitungsassistenten nicht unmittelbar
fÃ¼r MVZ. Diese dÃ¼rfen vielmehr fÃ¼r jeden vollen Versorgungsauftrag, den sie
zu erfÃ¼llen haben, einen Assistenten in Vollzeit beschÃ¤ftigen.

26

Nach Â§ 72 Abs 1 Satz 2 SGB V gelten die Vorschriften dieses (Vierten) Kapitels,
soweit sie sich auf Ã�rzte beziehen, entsprechend fÃ¼r ZahnÃ¤rzte,
Psychotherapeuten und MVZ, sofern nichts Abweichendes bestimmt ist, und auch
die ZahnÃ¤rzte-ZV gilt nach Â§ 1 Abs 3 ZahnÃ¤rzte-ZV fÃ¼r MVZ und die dort sowie
die bei VertragszahnÃ¤rzten beschÃ¤ftigten ZahnÃ¤rzte entsprechend. In der
Rechtsprechung des BSG ist geklÃ¤rt, dass diese "entsprechende Anwendung" nicht
zu einer unterschiedslosen Anwendung aller fÃ¼r Ã�rzte geltenden Bestimmungen
des SGB V bzw der (Zahn-)Ã�rzte-ZV auf MVZ fÃ¼hrt. Aus der in Â§ 6 Abs 1 Satz 2
BMV-Z getroffenen Regelung nach der "die fÃ¼r VertragszahnÃ¤rzte getroffenen
Regelungen [ ] auch fÃ¼r zugelassene Einrichtungen sowie ermÃ¤chtigte
ZahnÃ¤rzte und ermÃ¤chtigte zahnÃ¤rztlich geleitete Einrichtungen" gelten,
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"soweit nichts anderes bestimmt ist", folgt trotz des etwas abweichenden Wortlauts
nichts anderes und im Ã�brigen wÃ¤re die Regelung unwirksam, wenn sie insoweit
von den gesetzlichen Vorgaben abweichen wÃ¼rde.

27

Die Ã�bertragung der fÃ¼r Ã�rzte geltenden Vorgaben auf MVZ ist deshalb nicht
nur dann ausgeschlossen, wenn das Gesetz eine ausdrÃ¼ckliche Regelung trifft,
sondern immer schon dann, wenn sich aus dem systematischen Zusammenhang
der maÃ�geblichen Vorschriften und dem Wesen der jeweiligen Regelungsmaterie
ergibt, dass eine entsprechende Anwendung nicht in Betracht kommt, etwa weil
dem die Grundstruktur des MVZ entgegensteht (BSG Urteil vom 16.5.2018 â�� B 6
KA 1/17 R â�� BSGE 126, 40 = SozR 4-2500 Â§ 95 Nr 34, RdNr 29; BSG Urteil vom
23.3.2011 â�� B 6 KA 8/10 R â�� SozR 4-2500 Â§ 103 Nr 7 RdNr 23; Hesral in
Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB V, 3. Aufl 2016, Â§ 72 RdNr 25 f; zur entsprechenden
Anwendung der fÃ¼r Ã�rzte geltenden Vorschriften auf ZahnÃ¤rzte vgl BSG Urteil
vom 9.4.2008 â�� B 6 KA 29/07 R â�� BSGE 100, 144 = SozR 4-2500 Â§ 85 Nr 41,
RdNr 18; BSG Urteil vom 12.12.2012 â�� B 6 KA 15/12 R â�� SozR 4-2500 Â§ 121 Nr
7 RdNr 12). So gibt es im Rahmen der Â§Â§ 69 ff SGB V Vorschriften, die nach ihrem
Sinngehalt gerade nur entweder fÃ¼r Ã�rzte oder nur fÃ¼r ZahnÃ¤rzte gelten
sollen oder die gerade nur auf Vertrags(zahn)Ã¤rzte und nicht auch auf MVZ
passen. So kÃ¶nnen MVZ vertrags(zahn)Ã¤rztliche Leistungen offensichtlich nicht in
unmittelbarer Anwendung von Â§ 32 Abs 1 Satz 1 ZahnÃ¤rzte-ZV "persÃ¶nlich",
sondern nur durch die dort beschÃ¤ftigten oder als Vertrags(zahn)Ã¤rzte tÃ¤tigen
(Zahn-)Ã�rzte erbringen. Andererseits richtet sich die an den Zulassungsstatus
anknÃ¼pfende Verpflichtung zur Teilnahme am Not- bzw Bereitschaftsdienst an das
zugelassene MVZ und nicht unmittelbar an die dort tÃ¤tigen (Zahn)-Ã�rzte (vgl BSG
Urteil vom 11.12.2013 â�� B 6 KA 39/12 R â�� SozR 4-2500 Â§ 75 Nr 14).

28

a) Der Senat geht nicht davon aus, dass eine entsprechende Anwendung der
Regelungen zur BeschÃ¤ftigung von Vorbereitungsassistenten auf MVZ vollstÃ¤ndig
ausgeschlossen wÃ¤re und das macht auch die Beklagte nicht geltend. Eine
ausdrÃ¼ckliche Regelung, die einer entsprechenden Anwendung entgegenstehen
wÃ¼rde, existiert nicht und auch systematische ZusammenhÃ¤nge oder der Sinn
der Reglung stehen dem nicht entgegen.

29

Nach Â§ 3 Abs 3 Satz 1 Halbsatz 1 ZahnÃ¤rzte-ZV muss die Vorbereitung eine
mindestens sechsmonatige TÃ¤tigkeit als Assistent oder Vertreter eines oder
mehrerer KassenzahnÃ¤rzte umfassen. Nach Satz 3 dieser Vorschrift kÃ¶nnen
davon bis zu drei Monaten durch eine TÃ¤tigkeit von gleicher Dauer in einer
UniversitÃ¤tszahnklinik oder einer Zahnstation der Bundeswehr ersetzt werden.
FÃ¼r die Ã¼brige Zeit kann die insgesamt zwei Jahre in Anspruch nehmende
Vorbereitung nach Â§ 3 Abs 3 Satz 2 ZahnÃ¤rzte-ZV durch TÃ¤tigkeiten in
unselbststÃ¤ndiger Stellung in UniversitÃ¤tszahnkliniken, Zahnstationen eines
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Krankenhauses oder des Ã¶ffentlichen Gesundheitsdienstes oder der Bundeswehr
oder in Zahnkliniken abgeleistet werden. Die MÃ¶glichkeit der Ableistung der
Vorbereitungszeit in MVZ wird in der Vorschrift in keiner Weise geregelt. Abgesehen
von der EinfÃ¼gung der â�� im vorliegenden Zusammenhang nicht maÃ�gebenden
â�� Wendung "oder einer Zahnstation der Bundeswehr" in Satz 3 ist Â§ 3 Abs 3
ZahnÃ¤rzte-ZV zuletzt mit der Neufassung durch die Vierte Verordnung zur
Ã�nderung der Zulassungsordnung fÃ¼r KassenzahnÃ¤rzte vom 14.12.1983 (BGBl I
1433) â�� und damit seit der Einbeziehung von MVZ als Leistungserbringer in die
vertrags(zahn)Ã¤rztliche Versorgung nicht mehr â�� geÃ¤ndert worden. Der
fehlenden ErwÃ¤hnung von MVZ in Â§ 3 Abs 3 ZahnÃ¤rzte-ZV als Einrichtungen, an
denen die Vorbereitungszeit absolviert werden kann, kann unter diesen
UmstÃ¤nden nicht der Wille des Gesetzgebers entnommen werden, MVZ von der
Anstellung von Vorbereitungsassistenten vollstÃ¤ndig auszuschlieÃ�en. Davon geht
auch die Beklagte nicht aus.

30

Auch der Sinn der Regelung spricht fÃ¼r eine Beteiligung von MVZ an der
"Ausbildung" von Vorbereitungsassistenten: Seit der Schaffung der MÃ¶glichkeit zur
dauerhaften Anstellung nach Â§ 32b (Zahn-)Ã�rzte-ZV idF GSG mWv 1.1.1993 und
der Erweiterung der AnstellungsmÃ¶glichkeit durch die Neufassung der Vorschrift
mit dem VÃ�ndG mWv 1.1.2007 kommt der Anstellung von (Zahn-)Ã�rzten eine
immer grÃ¶Ã�ere praktische Bedeutung zu. Der Status des angestellten
(Zahn-)Arztes ist dem des Vertrags(zahn)arztes angenÃ¤hert (vgl BSG Urteil vom
20.9.1995 â�� 6 RKa 37/94 â�� SozR 3-5525 Â§ 32b Nr 1 S 5; BSG Urteil vom
11.12.2013 â�� B 6 KA 39/12 R â�� SozR 4-2500 Â§ 75 Nr 14 RdNr 15). Mit der
Ã�nderung ua des Â§ 95 SGB V durch das GKV-Modernisierungsgesetz (GMG) vom
14.11.2003 (BGBl I 2190) ist der Kreis der an der vertragsÃ¤rztlichen Versorgung
teilnehmenden Leistungserbringer um MVZ erweitert worden. Mit der Aufhebung
der Vorgabe, nach der MVZ "fachÃ¼bergreifend" mit Ã�rzten besetzt sein mÃ¼ssen
(Ã�nderung von Â§ 95 Abs 1 Satz 2 SGB V durch das GKV-
VersorgungsstÃ¤rkungsgesetz (GKV-VSG) vom 16.7.2015, BGBl I 1211), ist ein
wesentliches Hindernis zur GrÃ¼ndung auch zahnÃ¤rztlicher MVZ entfallen.

31

Folge dieser Entwicklung ist, dass MVZ grundsÃ¤tzlich gleichberechtigt neben
Vertrags(zahn)Ã¤rzten an der vertrags(zahn)Ã¤rztlichen Versorgung teilnehmen
und dass approbierte ZahnÃ¤rzte, die in der ambulanten Versorgung tÃ¤tig sein
mÃ¶chten, nicht mehr ausschlieÃ�lich die selbststÃ¤ndige TÃ¤tigkeit als
Vertragszahnarzt anstreben, sondern teilweise als angestellte ZahnÃ¤rzte â��
entweder bei einem Vertragszahnarzt oder in einem zahnÃ¤rztlichen MVZ â��
tÃ¤tig werden. Voraussetzung nicht nur fÃ¼r die selbststÃ¤ndige TÃ¤tigkeit,
sondern ebenso fÃ¼r die TÃ¤tigkeit als angestellter Zahnarzt, der Versicherte der
Krankenkassen behandelt, ist die Absolvierung der Vorbereitungszeit nach Â§ 3 Abs
3 ZahnÃ¤rzte-ZV: Nach Â§ 95 Abs 9 Satz 1 SGB V kann einem Vertrags(zahn)arzt
die Genehmigung allein fÃ¼r die Anstellung von solchen (Zahn-)Ã�rzten erteilt
werden, die in das (Zahn-)Arztregister eingetragen sind. Entsprechendes gilt nach 
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Â§ 95 Abs 1 Satz 2, Abs 2 Satz 5 und 8 SGB V fÃ¼r die Anstellung von
(Zahn-)Ã�rzten im MVZ. Die Eintragung in das Zahnarztregister setzt wiederum die
Ableistung der zweijÃ¤hrigen Vorbereitungszeit voraus (Â§ 95 Abs 2 Satz 3 Nr 2 SGB
V, Â§ 3 Abs 2 Buchst b ZahnÃ¤rzte-ZV), die vor allem der Vertiefung der praktischen
Kenntnisse des an sich schon zur Krankenbehandlung berechtigten Zahnarztes
dient (so bereits BSG Urteil vom 31.1.1961 â�� 2 RU 229/59 â�� BSGE 14, 5, 8 f =
SozR Nr 3 zu Â§ 565 RVO = juris RdNr 10). Vor diesem Hintergrund bereitet die
Vorbereitungszeit heute â�� anders als zu Zeiten der Entscheidungen des BSG vom
31.1.1961 (aaO; vgl auch BSG Urteil vom 8.5.1996 â�� 6 RKa 29/95 â�� SozR
3-2500 Â§ 95 Nr 10 S 42 = juris RdNr 14) â�� nicht mehr ausschlieÃ�lich auf eine
TÃ¤tigkeit als Vertragszahnarzt, sondern ebenso auf eine TÃ¤tigkeit als angestellter
Zahnarzt vor (so bereits zutreffend SG Marburg Urteil vom 31.1.2018 â�� S 12 KA
572/17 â�� MedR 2018, 1002 = juris RdNr 33 ff, 40; Gerdts, MedR 2018, 1005 f;
Pawlita, jurisPK-SGB V, 3. Aufl 2016, Â§ 95 RdNr 322.1).

32

Der von den Beteiligten diskutierten Regelung des Â§ 17 ZahnÃ¤rzte-ZV aF, der die
Erteilung der vertrags(zahn)Ã¤rztlichen Zulassung von der Absolvierung eines
EinfÃ¼hrungslehrgangs fÃ¼r die vertragszahnÃ¤rztliche TÃ¤tigkeit abhÃ¤ngig
gemacht hatte und deren Streichung durch das GKV-SolidaritÃ¤tsstÃ¤rkungsgesetz
(GKV-SolG) vom 19.12.1998 (BGBl I 3853), misst der Senat im vorliegenden
Zusammenhang keine Bedeutung zu. Die Beklagte hat zutreffend darauf
hingewiesen, dass die Vorschrift mit Blick auf ein bereits anhÃ¤ngiges
Vertragsverletzungsverfahren, das die Unvereinbarkeit mit der Richtlinie 78/686
EWG zum Gegenstand hatte, gestrichen worden war (vgl BT-Drucks 14/24 S 24 f).
RÃ¼ckschlÃ¼sse auf den Sinn der Vorbereitungszeit kÃ¶nnen daraus nicht gezogen
werden.

33

b) Die Genehmigung zur BeschÃ¤ftigung von Vorbereitungsassistenten in einem
MVZ ist entgegen der Auffassung des SG auch nicht davon abhÃ¤ngig, dass in dem
MVZ ein Vertragszahnarzt tÃ¤tig ist. Eine entsprechende gesetzliche Vorgabe
existiert nicht und eine solche wÃ¤re auch nicht sinnvoll, weil ein in einem MVZ
angestellter Zahnarzt nicht weniger geeignet ist, einen Vorbereitungsassistenten
anzuleiten und zu beaufsichtigen als ein dort tÃ¤tiger Vertragszahnarzt (so auch
bereits: SG MÃ¼nchen Beschluss vom 6.3.2019 â�� S 38 KA 5009/19 ER â�� juris
RdNr 40 ff; Bedei in Liebold/Zalewski, Kassenarztrecht, Â§ 32 Ã�rzte-ZV/ZahnÃ¤rzte-
ZV, ErgLfg IV/2019, RdNr E 32-31; Frigger, MedR 2020, 74, 75; Gerdts, MedR 2018,
1005 f). Der angestellte Zahnarzt muss ebenso wie der Vertragszahnarzt Ã¼ber
eine Approbation verfÃ¼gen und die zweijÃ¤hrige Vorbereitungszeit absolviert
haben. In fachlich-medizinischer Hinsicht erfÃ¼llt er dieselbe Funktion wie der
zugelassene Zahnarzt (vgl BSG Urteil vom 19.6.1996 â�� 6 RKa 84/95 â�� BSGE 78,
291, 295 = SozR 3-5520 Â§ 32b Nr 2 S 6; BSG Urteil vom 11.12.2013 â�� B 6 KA
39/12 R â�� SozR 4-2500 Â§ 75 Nr 14 RdNr 15). Nach Â§ 95 Abs 1 Satz 2 SGB V
kÃ¶nnen in MVZ sowohl angestellte (Zahn-)Ã�rzte als auch Vertrags(zahn)Ã¤rzte
tÃ¤tig werden, ohne dass insoweit ein RangverhÃ¤ltnis hergestellt wÃ¼rde. Solange
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ein Vertrags(zahn)arzt in einem MVZ tÃ¤tig ist, unterscheidet sich auch sein
vertrags(zahn)arztrechtlicher Status nicht wesentlich von dem eines Angestellten,
weil das MVZ und nicht der dort tÃ¤tige Vertrags(zahn)arzt der K(Z)Ã�V als TrÃ¤ger
der Zulassung und als Leistungserbringer gegenÃ¼bertritt (BSG Urteil vom
11.12.2013 â�� B 6 KA 39/12 R â�� SozR 4-2500 Â§ 75 Nr 14 RdNr 27-28; zur
Abgrenzung von angestelltem Arzt und Vertragsarzt im MVZ hinsichtlich seiner
gesellschafts- und arbeitsrechtlichen Stellung vgl BSG Urteil vom 29.11.2017 â�� B
6 KA 31/16 R â�� BSGE 124, 266 = SozR 4-2500 Â§ 95 Nr 33, RdNr 36 ff). Deshalb
geht die ganz hM in der Literatur auch davon aus, dass die Zulassung des
Vertragsarztes "ruht" oder "Ã¼berlagert wird" solange er seine vertragsÃ¤rztlichen
Leistungen im MVZ erbringt (umfangreiche Nachweise dazu BSG Urteil vom
11.12.2013 â�� B 6 KA 39/12 R â�� SozR 4-2500 Â§ 75 Nr 14 RdNr 26).

34

Die statusbezogene AnnÃ¤herung von angestellten (Zahn-)Ã�rzten und
Vertrags(zahn)Ã¤rzten kommt auch darin zum Ausdruck, dass angestellte
(Zahn-)Ã�rzte mit einer wÃ¶chentlichen Arbeitszeit von mindestens zehn Stunden,
die gesetzlich Versicherte behandeln, heute gemÃ¤Ã� Â§ 77 Abs 3 SGB V ebenso
wie Vertrags(zahn)Ã¤rzte Mitglied der K(Z)Ã�V sind. Ã�ber die nach Â§ 81 Abs 3
SGB V in der Satzung vorzusehenden Regelungen gelten fÃ¼r sie damit auch die
von der K(Z)Ã�V abzuschlieÃ�enden VertrÃ¤ge, die dazu gefassten BeschlÃ¼sse
und Bestimmungen sowie die in Â§ 81 Abs 3 Nr 2 SGB V genannten Richtlinien. An
deren Eignung werden gemÃ¤Ã� Â§ 32b Abs 2 Satz 3 iVm Â§ 21 (Zahn-)Ã�rzte-ZV
keine geringeren Anforderungen gestellt als an die eines Vertrags(zahn)arztes. Auch
die vertrags(zahn)Ã¤rztlichen Fortbildungspflichten gelten gemÃ¤Ã� Â§ 95d Abs 5
SGB V entsprechend fÃ¼r angestellte (Zahn-)Ã�rzte. Die zwischen dem in eigener
Praxis tÃ¤tigen Vertragszahnarzt und einem angestellten Zahnarzt bestehenden
Unterschiede etwa bezogen auf die Pflichten zur Abhaltung von Sprechstunden oder
zur Teilnahme am Notdienst, die nicht unmittelbar den angestellten Zahnarzt im
MVZ, sondern dessen AnstellungstrÃ¤ger treffen (vgl BSG Urteil vom 11.12.2013
â�� B 6 KA 39/12 R â�� SozR 4-2500 Â§ 75 Nr 14) und der Umstand, dass ein
Angestellter nicht das wirtschaftliche Risiko der Praxis mittrÃ¤gt (vgl dazu BSG
Urteil vom 29.11.2017 â�� B 6 KA 31/16 R â�� BSGE 124, 266 = SozR 4-2500 Â§ 95
Nr 33, RdNr 35), sind fÃ¼r die BefÃ¤higung zur Anleitung eines
Vorbereitungsassistenten nicht von ausschlaggebender Bedeutung (ebenso bereits
SG Marburg Urteil vom 31.1.2018 â�� S 12 KA 572/17 â�� MedR 2018, 1002 = juris
RdNr 44; Frigger, MedR 2020, 74, 75).

35

c) Entgegen der Auffassung der Beklagten ist es auch nicht erforderlich, dass der
Vorbereitungsassistent gerade dem zahnÃ¤rztlichen Leiter eines MVZ zugeordnet
wird. Zwar trifft es zu, dass der zahnÃ¤rztliche Leiter die Verantwortung fÃ¼r die
Ã¤rztliche Steuerung der BetriebsablÃ¤ufe und eine Gesamtverantwortung
gegenÃ¼ber der KZÃ�V wahrzunehmen hat (vgl BSG Urteil vom 14.12.2011 â�� B 6
KA 33/10 R â�� MedR 2012, 695 = juris RdNr 18). Daraus kann aber nicht
geschlossen werden, dass er fÃ¼r Anleitung und Beaufsichtigung eines
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Vorbereitungsassistenten notwendig besser qualifiziert wÃ¤re als andere im MVZ
tÃ¤tige ZahnÃ¤rzte.

36

Der Pflicht zur Beachtung der vertrags(zahn)Ã¤rztlichen Bestimmungen kann das
MVZ nur gerecht werden, wenn diese auch den dort beschÃ¤ftigten (Zahn-)Ã�rzten
bekannt sind und von diesen beachtet werden. Zwar trifft es zu, dass der
(zahn)Ã¤rztliche Leiter regelmÃ¤Ã�ig in hÃ¶herem MaÃ�e mit Fragen der
Abrechnung befasst sein wird, als andere im MVZ tÃ¤tige (Zahn-)Ã�rzte. Allerdings
dient die zweijÃ¤hrige Vorbereitungszeit, die nach Â§ 3 Abs 3 Satz 1 und 3
ZahnÃ¤rzte-ZV ohnehin nur im Umfang von mindestens drei Monaten bei einem
Vertragszahnarzt bzw MVZ absolviert werden muss, auch nicht in erster Linie der
Vermittlung von Kenntnissen im Bereich der vertragszahnÃ¤rztlichen Abrechnung,
sondern der Vertiefung der praktisch medizinischen Kenntnisse (BSG Urteil vom
31.1.1961 â�� 2 RU 229/59 â�� BSGE 14, 5 = SozR Nr 3 zu Â§ 565 RVO = juris RdNr
10) und insgesamt dazu, dass der approbierte Zahnarzt die Bedingungen und
Erfordernisse der vertragszahnÃ¤rztlichen TÃ¤tigkeit kennenlernt (vgl dazu BSG
Urteil vom 8.5.1996 â�� 6 RKa 29/95 â�� SozR 3-2500 Â§ 95 Nr 10 S 42 = juris RdNr
14). Soweit in der Ã¤lteren Rechtsprechung des Senats allein auf eine kÃ¼nftige
TÃ¤tigkeit des Vorbereitungsassistenten als selbststÃ¤ndig tÃ¤tiger
Vertrags(zahn)arzt und nicht auch auf eine TÃ¤tigkeit als angestellter (Zahn-)Arzt
abgestellt worden war, ist die Rechtsprechung durch die oben dargestellte
Entwicklung Ã¼berholt. Es erschiene deshalb durchaus sachgerecht, die Aufsicht
Ã¼ber einen Vorbereitungsassistenten zB einem angestellten Zahnarzt zu
Ã¼bertragen, der Ã¼ber eine Weiterbildungsbefugnis und damit Ã¼ber besondere
Erfahrung im Bereich der Weiterbildung verfÃ¼gt. Ebenso kÃ¶nnte die Zuordnung
eines Vorbereitungsassistenten zu einem angestellten Zahnarzt â�� wie im Bereich
der Ã¤rztlichen Weiterbildung â�� von einer Mindestdauer der TÃ¤tigkeit des
"Ausbilders" im Bereich der Versorgung gesetzlich Versicherter abhÃ¤ngig gemacht
werden. Bundesrechtliche Vorgaben existieren dazu jedoch nicht. Soweit die
Beklagte (vgl 1.3, 1.8 der Richtlinien fÃ¼r die BeschÃ¤ftigung von zahnÃ¤rztlichen
Assistenten, Rheinisches ZahnÃ¤rzteblatt 7/1989, 35) â�� Ã¤hnlich wie andere
KZÃ�Ven (vgl dazu Bedei in Liebold/Zalewski, Kassenarztrecht, Â§ 32 Ã�rzte-
ZV/ZahnÃ¤rzte-ZV (ErgLfg IV/2019) RdNr E 32-32) â�� Anforderungen an die
Eignung des Vertragszahnarztes oder des angestellten Zahnarztes fÃ¼r die
BeschÃ¤ftigung von Vorbereitungsassistenten formuliert hat, weist der Senat darauf
hin, dass die Festlegung solcher QualitÃ¤tsstandards ausgesprochen sinnvoll
erscheint. Die von der Beklagten getroffenen Festlegungen sind aber nicht wirksam,
weil es bisher an der erforderlichen gesetzlichen ErmÃ¤chtigungsgrundlage fehlt.
Durch Beschluss des Vorstands der beklagten KZÃ�V kÃ¶nnen solche die
BerufsausÃ¼bung betreffenden Vorgaben ebenso wenig geregelt werden wie die
Begrenzung der Zahl der Assistenten (vgl RdNr 17).

37

d) Auch in einem MVZ darf allerdings nur eine begrenzte Zahl von
Vorbereitungsassistenten beschÃ¤ftigt werden. Das folgt bereits aus der gemÃ¤Ã�
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Â§ 1 Abs 3 ZahnÃ¤rzte-ZV fÃ¼r MVZ entsprechend geltenden Vorgabe in Â§ 32 Abs
3 ZahnÃ¤rzte-ZV, nach der die BeschÃ¤ftigung eines Assistenten nicht der
VergrÃ¶Ã�erung der Kassenpraxis oder der Aufrechterhaltung eines Ã¼bergroÃ�en
Praxisumfangs dienen darf. Bei der nach Â§ 72 Abs 1 Satz 2 SGB V, Â§ 1 Abs 3
ZahnÃ¤rzte-ZV gebotenen entsprechenden Anwendung der fÃ¼r zugelassene
VertragszahnÃ¤rzte geltenden Bestimmungen kÃ¶nnen MVZ andererseits nicht
unabhÃ¤ngig von der Zahl der ihnen zugeordneten Zahnarztstellen und dem daraus
folgenden Umfang des Versorgungsauftrags, den sie nach Â§ 95 Abs 3 Satz 2 SGB V
zu erfÃ¼llen haben, auf die zeitgleiche BeschÃ¤ftigung nur eines
Vorbereitungsassistenten beschrÃ¤nkt werden (so auch Bedei in Liebold/Zalewski,
Kassenarztrecht, Â§ 32 Ã�rzte-ZV/ZahnÃ¤rzte-ZV, ErgLfg IV/2019, RdNr E 32-31).
Solange keine besonderen gesetzlichen Regelungen fÃ¼r die BeschÃ¤ftigung von
Vorbereitungsassistenten durch MVZ bestehen, hat die entsprechende Anwendung
der fÃ¼r VertragszahnÃ¤rzte geltenden Regelungen vielmehr zur Folge, dass sich
die Zahl der Vorbereitungsassistenten nach der Zahl der dem MVZ zugeordneten
VersorgungsauftrÃ¤ge und damit der Zahl der zu besetzenden vollen "Stellen" zu
richten hat.

38

Durch die so verstandene entsprechende Anwendung der fÃ¼r VertragszahnÃ¤rzte
geltenden BeschrÃ¤nkung wird auch eine Benachteiligung von MVZ gegenÃ¼ber
BerufsausÃ¼bungsgemeinschaften (BAG) vermieden. Soweit ersichtlich geht auch
die Beklagte davon aus, dass in einer BAG Vorbereitungsassistenten entsprechend
der Zahl der dort mit vollem Versorgungsauftrag tÃ¤tigen VertragszahnÃ¤rzte
beschÃ¤ftigt werden kÃ¶nnen (so auch Harwart/Thome in Schallen,
Zulassungsverordnung, 9. Aufl 2018, Â§ 32 Ã�rtze-ZV RdNr 83). Einen sachlichen
Grund dafÃ¼r, dass dieselben ZahnÃ¤rzte im Falle der Umwandlung der BAG in ein
MVZ nur noch einen Vorbereitungsassistenten beschÃ¤ftigen dÃ¼rften, kann der
Senat nicht erkennen. Solange keine davon abweichenden gesetzlichen Regelungen
getroffen werden, gelten diese GrundsÃ¤tze im Ã�brigen auch, wenn mehrere
VersorgungsauftrÃ¤ge in der Weise wahrgenommen werden, dass ZahnÃ¤rzte als
Angestellte bei einer BAG oder bei einem Vertragszahnarzt tÃ¤tig werden. Ein
Vertragszahnarzt mit vollem Versorgungsauftrag mit einem in Vollzeit
beschÃ¤ftigten Angestellten iS von Â§ 32b ZahnÃ¤rzte-ZV darf danach zusÃ¤tzlich
bis zu zwei Vorbereitungsassistenten auf jeweils einer vollen Stelle beschÃ¤ftigen
(Ã¤hnlich auch Gerdts, MedR 2018, 1005 f, der aber offenbar den Umfang des
Versorgungsauftrags unberÃ¼cksichtigt lassen und stattdessen auf die Zahl der mit
mindestens 10 Stunden wÃ¶chentlich Angestellten abstellen mÃ¶chte).

39

e) Nach den im Urteil des SG getroffenen Feststellungen waren im MVZ des
KlÃ¤gers neben ihm als zahnÃ¤rztlichem Leiter sechs angestellte ZahnÃ¤rzte
beschÃ¤ftigt. Zwar enthÃ¤lt das Urteil keine Feststellungen zum genauen Umfang
der BeschÃ¤ftigung der Angestellten. Jedenfalls steht aber fest, dass dem MVZ
mindestens zwei volle VersorgungsauftrÃ¤ge zugeordnet werden kÃ¶nnen. Damit
stand die BeschÃ¤ftigung des Vorbereitungsassistenten M. der gleichzeitigen
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BeschÃ¤ftigung der ZahnÃ¤rztin P. als weitere Vorbereitungsassistentin nicht
entgegen. Da auch alle weiteren Voraussetzungen fÃ¼r die Erteilung der
beantragten Genehmigung erfÃ¼llt waren, waren die ablehnenden Bescheide der
Beklagten rechtswidrig.

40

C. Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 197a Abs 1 Satz 1 Teilsatz 3 SGG iVm Â§
154 Abs 1 VwGO. Danach hat die Beklagte als letztlich unterlegene Beteiligte die
Kosten des Verfahrens zu tragen.

Erstellt am: 30.07.2020

Zuletzt verändert am: 21.12.2024
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